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Einleitung 

A. Anlaß und Ziel der Untersuchung, Problemeinführung 

Die Frage, ob Geschäftsführer einer GmbH in den Genuß einer Haftungser-
leichterung nach dem Vorbild der richterrechtlichen Grundsätze zur Arbeitneh-
merhaftung kommen können, gilt als bislang nicht erschöpfend diskutiert. 1 Den 
Anlaß der vorliegenden Untersuchung, die sich einem Grenzbereich zwischen 
Arbeits- und Gesellschaftsrecht widmet, bildet die aktuelle Rechtsprechung des 
Großen Senats des BAG,2 durch die- angeregt durch den 8. Senat des BACP-
das Recht der Arbeitnehmerhaftung abermals in Bewegung geraten ist. 

Zwar hat der II. Zivilsenat des BGW es schrofF abgelehnt, die arbeitsrechtlichen 
Grundsätze über eine Haftungserleichterung auf das Vertretungsorgan einer juristi-
schen Person anzuwenden, das wegen Verletzung seiner originären Pflichten in An-
spruch genommen wird, und die Literatur ist ihm im Ergebnis überwiegend ge-
folgt.6 Mit dem ,,Abschied von der Gefahrgeneigtheit'' als Eingangsvoraussetzung 
der Haftungsprivilegierung7 im Arbeitsrecht fällt aber ein zentrales Argument der 
Rechtsprechung des BGH künftig fort, das dieser bislang bei Diensten höherer 
Art generell gegen die Privilegierungswürdigkeit angeführt hat. 8 

Während die aktuelle arbeitsgerichtliche Rechtsprechung die Entwicklung 
zur schrittweisen Verringerung der Haftungsrisiken für Arbeitnehmer fortführt, 
nimmt die Gefahr für Organmitglieder zu, aufgrundvon Fehlern bei der Unter-
nehmensführung existenzbedrohenden Schadensersatzansprüchen ausgesetzt zu 
sein. Dieses Risiko ist auch nicht, wie gelegentlich behauptet wurde, lediglich 
theoretischer Natur. Geschäftsführer werden in zunehmendem Maße von der 
Gesellschaft, von einzelnen Gesellschaftern und von Gesellschaftsgläubigern 

I Grunewald, ZHR 157 (1993), 451,460. 
2 BAG GS AP Nr. I 01 zu § 611 BGB Haftung des Arbeitnehmers= NZA 1993, 547; 

AP Nr. 103 zu § 611 BGB Haftung des Arbeitnehmers= NZA 1994, I 083. 
3 BAG, AP Nr. 98 zu § 611 BGB Haftung des Arbeitnehmers = NZA 1990, 95. 
4 BGH WM 1975,467,469. 
s So auch Konzen, NJW 1989,2977,2984. 
6 Vgl. nur Scholz!Schneider, § 43, Rdnr. 182; abw. jetzt aber Höhn, Die Geschäfts-

leitung, S. 199. 
7 Vgl. nur Hanau/Rolfs, NJW 1994, 1439. 
8 BGH AP Nr. 51 zu§ 611 BGB Haftung des Arbeitnehmers= NJW 1970, 34, 35, mangels 

Routinecharakter seien derartige Tätigkeiten nicht als gefahrgeneigt einzustufen. Vgl. auch 
BGH AG 1985, 165, wo der Zusammenhang zwischen der Haftung eines Organmitglieds ei-
nes Sozialversicherungsträgers (Geschäftsfi.ihrer einer Innungskrankenkasse, zur Rechts-
stellungvgl. §§ 31 I 2, 36 SGB IV) und der des leitenden Angestellten hergestellt ist. 
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persönlich in Anspruch genommen. Durch Aufrechnung mit Schadensersatzan-
sprüchen droht ihnen der Verlust von Gehalts- und Ruhegeldansprüchen, nach 
Eröffnung des Konkursverfahrens über das Gesellschaftsvermögen sehen sich 
Organmitglieder Ansprüchen des Konkursverwalters ausgesetzt.9 

Gleichzeitig wird in der Literatur10 lebhaft diskutiert, ob dem Geschäftsfüh-
rer einer GmbH - entgegen der ständigen Rechtsprechung in der Zivilgerichts-
barkeit11 - unter bestimmten Voraussetzungen aufgrund seiner innergesell-
schaftlichen Stellung der Status eines Arbeitnehmers zuzubilligen sei. Hinter-
grund dieser Überlegungen ist die Feststellung, daß seine Situation in tatsächli-
cher Hinsicht der eines leitenden Angestellten gleichen kann. 12 So besteht 
letztlich auch - bei Differenzen im Detail - weitgehende Einigkeit über das Er-
fordernis eines Sozialschutzes für Geschäftsführer, die nicht oder nicht nen-
nenswert an der geleiteten Gesellschaft beteiligt sind. 13 Es läßt sich aber zeigen, 
daß unabhängig von der Möglichkeit, einen Teil der Geschäftsführer unter den 
Arbeitnehmerbegriff zu subsumieren, die Frage der Anwendbarkeit von Arbeits-
recht letztlich davon abhängt, ob nach Sinn und Zweck des einzelnen arbeits-
rechtlichen Rechtssatzes die Anwendung geboten ist und ob gesellschaftsrechtli-
che Normen oder Grundsätze nicht zwingend entgegenstehen. 

Grundlage einer Übertragung der Rechtssätze zur Arbeitnehmerhaftung auf 
Geschäftsführer können danach nur die Wertungen und Rechtsprinzipien sein, auf 
denen die Haftungsprivilegierung basiert. Die dogmatischen Grundlagen eröffuen 
den Blick auf die Voraussetzungen dieses Rechtsinstituts. Sofern sie auch bei den 
Unternehmensleitern einer GmbH nachweisbar sind, bleibt zu klären, inwieweit 
die Charakteristik der Organhaftung einer Haftungsbeschränkung entgegensteht. 

Ziel der Arbeit ist es zu zeigen, daß die bislang von der Rechtsprechung und 
dem überwiegenden Teil der Literatur vertretene Auffassung zu überdenken ist, 
die arbeitsrechtlichen Grundsätze über eine Haftungserleichterung seien auf 
den Geschäftsführer einer GmbH, unabhängig von dessen innergesellschaftli-
cher Stellung, jedenfalls dann nicht anwendbar, wenn er wegen der Verletzung 
einer originären Organpflicht in Anspruch genommen wird. 

B. Abgrenzung des Themas 

Die Arbeit beschränkt sich sachlich auf die Haftung der Geschäftsführer nicht 
konzernangehöriger Gesellschaften. Ist eine GmbH konzerngebunden, bestehen 
gegenüber den hier herausgearbeiteten Voraussetzungen einer Haftungserleichte-
rung zugunsten ihres Geschäftsführeres keine Besonderheiten, sofern anstellende 
und bestellende Gesellschaft identisch sind. Ist die beherrschende Gesellschaft 

9 Siehe nur Schneider, FS Werner, S. 795 f. m.w.N. 
1o Vgl. zuletzt Diller, Gesellschafter, insb. den ÜberblickS. 47 ff. 
II Siehe nur BGHZ 49, 30, 31. 
12 Siehe nur Henssler, RdA 1992, 289, 290. 
n Schneider, GmbHR 1993, 10, 13. 
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Partner des Anstellungsvertrages, 14 während die Organfunktion bei der be-
herrschten Korporation ausgeübt wird, kommt bei einer Inanspruchnahme gern. 
§ 43 II GmbHG ein Freistellungsanspruch des Geschäftsfuhrcrs gegenüber der 
ihn anstellenden, herrschenden Gesellschaft in Betracht. 15 

Die Problematik der Außenhaftung des Arbeitnehmers gegenüber Drittge-
schädigten, bei der der BGH bislang eine Haftungserleichterung ablehnt, 16 kann le-
diglich am Rande mitbehandelt werden. Sofern die Grundsätze zum innerbetrieb-
lichen Schadensausgleich auf Geschäftführer übertragbar sind, kommt nach dem 
gegenwärtigen Stand der höchstrichterlichen Rechtsprechung17 lediglich eine Be-
schränkung der Innenansprüche der Gesellschaft ihrem Geschäftsfiihrer gegenüber 
in Betracht. Diese Ansprüche verkörpern aber einen erheblichen Teil des Haftungs-
risikos der Organpersonen, denn sie können auch von Gesellschaftsgläubigern ge-
pfändet und diesen zur Einziehung überwiesen werden. Außerdem setzt der Kon-
kursverwalter Ansprüche der Gesellschaft gegenüber dem Geschäftsfiihrer durch. 
Eine Verbindung von Innen- und Außenansprüchen, denen der Geschäftsfiihrer 
ausgesetzt sein kann, resultiert auch daraus, daß der Gesellschaft Regreßansprüche 
zustehen, wenn sie - ggf. neben dem Organmitglied- infolge Geschäftsfiihrerhan-
delns Dritten gegenüber schadensersatzpflichtig wird. Nimmt ein Außenstehender 
den Geschäftsführer direkt in Anspruch, kann ihm, wenn diese anwendbar sind, 
nach den Grundsätzen zum innerbetrieblichen Schadensausgleich ein Freistellungs-
anspruch gegenüber der ihn anstellenden Gesellschaft zustehen, der jedoch bei de-
ren V ermögenslosigkeit wertlos ist. Bei besonderen Konstellationen könnte aber 
auch ein Rückgriffsanspruch des Geschäftsführers gegenüber einzelnen Gesell-
schaftern in Betracht zu ziehen sein. 18 Auf das Ausmaß eines solchen Regresses et-
wa aus den§§ 840 I, 426 I 1 BGB würden sich wiederum die Grundsätze zum inner-
betrieblichen Schadensausgleich auswirken. 

Die Analyse der dogmatischen Grundlagen der Haftungserleichterung im Ver-
hältnis der Parteien des Arbeitsvertrages liefert gleichzeitig den Ausgangspunkt 
für weiterführende Überlegungen einer Haftungsbeschränkung für Arbeitneh-
mer auch im Verhältnis zu Drittgeschädigten. 19 

C. Gang der Untersuchung 

Um das Ausmaß des Haftungsrisikos, dem ein GmbH-Geschäftsfiihrer heute 
ausgesetzt ist, einschätzen zu können, ist es notwendig, sich zunächst über die denk-

14 Zur Rechtsnatur: Schneider, GmbHR 1993, S. 12 ff. 
15 Vgl. Martens, FS Hilger/Stumpf, S. 437, 450; auch Gaul, GmbHR 1989,357, 361. 
16 BGHZ 108, 305 = AP Nr. 99; zuletzt BGH AP Nr. 104 jeweils zu § 611 BGB 

Haftung des Arbeitnehmers. 
17 Vgl. aber abw. OLG Celle, VersR 1993, 1026 f. 
1s Angeregt bei der Haftung des Geschäftsführers aus §§ 823 II BGB, 64 GmbHG, 

vgl. Wilhelm, ZIP 1993, 1833, 1837; Hirte, ZIP Sonderdruck 111994, S. 6; vgl. auch das 
Modell der Gesellschafterhaftung bei Karollus, ZIP 1995, 269, 272 f. 

19 Vgl. Krause, VersR 1995, 752 ff. und Schlachter, FS OLG Jena, S. 253 ff. 
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